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VON ALEXANDER JUNGKUNZ

Deutschland steht mit seiner Integrati-
onspolitik im internationalen Vergleich
besser da als erwartet. Große Heraus-
forderungen gebe es aber vor allem im
Bildungsbereich. Das sind die Kern-
punkte des ersten „Integrationsbaro-
meters“, das nun präsentiert wurde.

NÜRNBERG — Einen „pragma-
tischen Integrationsoptimismus“ und
ein „belastbares Grundvertrauen“
zwischen Zuwanderern und Deut-
schen sieht Klaus J. Bade. Der aus
Nürnberg stammende Vorsitzende des
Sachverständigenrats deutscher Stif-
tungen für Migration und Integration
präsentierte das erste Jahresgutach-
ten des Experten-Gremiums mit eini-
ger Zuversicht: „Deutschland ist ange-
kommen in der Einwanderungsgesell-
schaft“, so der Historiker und Migra-
tionsforscher.

Gute Note fürs Zusammenleben
Eine Umfrage bei 5600 Zuwande-

rern und Deutschen lieferte dem Rat
ein dichtes Bündel an Daten darüber,
wie sich beide Gruppen in der Bundes-
republik fühlen. Das fürmanche über-
raschende Resultat: besser als erwar-
tet. Der neue „Integrationsklima-
Index“, bei dem man Integrations-
Noten zwischen 0 (sehr schlecht) und
4 (sehr gut) geben konnte, lag im Jahr
2009 bei 2,77 (Mehrheitsbevölkerung),
bei den Zuwanderern sogar bei 2,93.
Das „Schreckbild einer gescheiter-

ten Integration“, das manche zeich-
nen, treffe daher nicht zu, so Bade.

Allerdings wies der Expertenrat auch
auf Defizite hin: „Der Problemstau im
Bildungsbereich bei Jugendlichen mit
Migrationshintergrund belastet den
Arbeitsmarkt und kann den sozialen
Frieden gefährden.“ Das heißt: Weil
überdurchschnittlich viele Zuwande-
rer schlecht oder nicht qualifiziert
und daher häufiger arbeitslos sind,
dürfte die Schere am Arbeitsmarkt
weiter auseinanderklaffen. Weil
Deutschlands Bevölkerung überaltert
und schrumpft, droht Fachkräfteman-
gel. Der kann mit unqualifizierten
Stellenbewerbern nicht gelindert wer-
den, die aber die ohnehin angespann-
ten Sozialsysteme belasten.
Daher fordern Bade und seine Kolle-

gen eine „gezielte, auch nachholende
Bildungs- und Qualifikationsoffen-

sive“ auch für bereits hier lebende
Migranten. Bade: „Bildungsinvestitio-
nen sind nachhaltiger als Bankensub-
ventionen.“
Deutschland brauche zudem ange-

sichts der demografischen Entwick-
lung eine gezieltere, bedarfsorien-
tierte Steuerung der Zuwanderung
aus Ländern außerhalb der EU mit
einem an den Bedürfnissen des
Arbeitsmarkts orientierten Punkte-
system. Daneben müsse das Land
aber auch „attraktiver werden für
Qualifizierte, die erwägen, aus
Deutschland abzuwandern und sol-
che, die zögern, zuzuwandern“.

Hohes Vertrauen ins Land
Zwei angesichts mancher Negativ-

Szenarien überraschende Aspekte des
„Integrationsbarometers“: Die meis-
ten Zuwanderer haben sehr viel Ver-
trauen in ihre neue Heimat Deutsch-
land. 62 Prozent der Zuwanderer
trauen der deutschenMehrheitsgesell-
schaft, also ihrer Umgebung, „voll
und ganz“ oder „eher“ — bei den
Deutschstämmigen selbst sind dies
nur 54 Prozent.
Und die „zweite Generation“ der

Migranten fühlt sich zum großen Teil
keineswegs als jene „verlorene Gene-
ration“, die sich innerlich von
Deutschland distanziere. Im Gegen-
teil: Hier geboreneKinder von Zuwan-
derern fühlen sich in der Bundesrepu-
blik noch ein Stück wohler als die
erste Generation — und zwar bei allen
Zuwanderer-Gruppen, egal, ob Aus-
siedler, Türkischstämmige oder Mig-
ranten mit anderer Herkunft.

Sieht mehr Fortschritte bei der Integra-
tion als viele glauben: Migrations-Ex-
perte Klaus J. Bade. Foto: oh

Mindestlohn kommt
Für die knapp 600000 Pflege-

kräfte soll es künftig einen gesetz-
lichen Mindestlohn geben. Laut
Berliner Zeitung soll der Pflege-
Mindestlohn zunächst bis Ende
2014 befristet sein. Eine Findungs-
kommission hatte sich im März
auf eine Lohnuntergrenze von
7,50 Euro in den neuen und 8,50
Euro in den alten Bundesländern
geeinigt. (ddp)

Hungerstreik beendet
Der inhaftierte Regierungskriti-

ker Öl-Magnat Michail Chodor-
kowski (46) hat seinen Hunger-
streik nach zwei Tagen abgebro-
chen. Das Ziel, auf die Justizwill-
kür in Russland und seine persön-
liche Lage hinzuweisen, sei
erreicht. Kremlchef Dmitri Med-
wedew ließ mitteilen, dass er über
den Hungerstreik Chodorkowskis
informiert sei. (dpa)

Fleischkleber gestoppt
Das EU-Parlament hat die

Zulassung des „Fleischklebers“
Thrombin gestoppt und damit
den Anspruch der Verbraucher
auf „ein echtes Steak“ gewahrt.
Sozialdemokraten, Linke und
Grüne brachten eine hauchdünne
Mehrheit von 370 Stimmen für
die Resolution zustande. Die EU-
Kommission wollte Thrombin auf
die Liste der zugelassenen Zusatz-
stoffe setzen. (apn)

Integration — viel besser als ihr Ruf
Experten: Deutschland ist angekommen in der Einwanderungsgesellschaft

VON DENIS GRAY (apn)

BANGKOK — „Brauchen dringend
Hilfe von Polizei, Soldaten bei Kanal
3!!!“, twitterte Nachrichtenmodera-
tor Patcharasri Benjamasa. „Übertra-
gungswagen wurden zerstört, und sie
sind drauf und dran, in das Gebäude
einzudringen.“ Wenig später sendete
Kanal 3 nicht mehr, dafür hatten
wütende Demonstranten gesorgt.
Rauchwolken hingen über Bangkok.
Der Protest der Rothemden gegen

Thailands Regierung endete gestern
imChaos. NachwochenlangemMacht-
kampf stürmten die Streitkräfte das
Lager in der Innenstadt, wo sich Tau-
sende Regierungsgegner hinter Bam-
busstangen und Reifen verbarrika-
diert hatten. Die Anführer ergaben
sich zwar, doch zornige Demonstran-
ten lieferten sich mit den Sicherheits-
kräften Straßenschlachten, schossen
mit Granaten und zündeten Gebäude
an. Bei den Schießereien gab es min-
destens sechs Tote und 60 Verletzte.
Bei Tagesanbruch rückten mit

M-16-Sturmgewehren bewaffnete Sol-
daten auf das befestigte Lager im
Geschäftsviertel Rajprasong vor, wo
sich Tausende Regierungsgegner seit
Wochen verbarrikadiert hatten. Die
Rothemden, zumeist Anhänger des
gestürzten früheren Regierungschefs
Thaksin Shinawatra und aus armen
Bevölkerungsschichten stammend,
fordern den Rücktritt der Regierung
und Neuwahlen. Sie werfen Minister-
präsident Abhisit Vejjajiva vor, nur
an die städtische Elite und nicht an
das arme Landvolk zu denken.
Panzerfahrzeuge brachen durch die

Barrikaden. Soldaten eröffneten das

Feuer, Rothemden schossen zurück,
auch mit Granaten. Ein italienischer
Pressefotograf und vier De-
monstranten starben. Ein kanadi-
scher Journalist wurde von einem
Schrapnell getroffen; auch ein nieder-
ländischer Kollege und ein US-Doku-
mentarfilmer wurden verwundet.

„Bitte geht nach Hause“
In aussichtsloser Situation ergaben

sich sieben Anführer der Rothemden.
Sie könnten nicht mehr mit ansehen,
wie ihre Leute, darunter auch Frauen
und Kinder, getötet würden, erklärten
sie. „Brüder und Schwestern, es tut
mir leid, dass ich euch nicht so verab-
schieden kann, wie ich euch begrüßt
habe, als ihr hier ankamt. Doch bitte
seid versichert, dass wir im Herzen
immer mit euch sind“, sagte Nattawut
Saikua bei seiner Festnahme. „Bitte
geht wieder nach Hause.“
Nach neun Stunden verkündeten

die Sicherheitskräfte die Einnahme
des Widerstandslagers. „Polizisten
und Soldaten haben ihren Einsatz
nun beendet“, erklärte ein Armeespre-
cher. Doch die Aufgabe ihrer Anfüh-
rer brachte einige der Regierungsgeg-
ner in Rage. Rasch erfassten die Aus-
schreitungen auch andere, bislang
ruhige Teile der Zehn-Millionen-
Stadt und auch andere Landesteile.
Randalierer steckten die Börse in

Brand, mehrere Banken, den Sitz der
städtischen Elektrizitätsgesellschaft,
ein hochmodernes Einkaufszentrum
und einen Kino-Komplex. Ihr Zorn
richtete sich auch auf die heimischen
Medien, denen sie vorwerfen, auf der
Seite der Regierung zu stehen. Wie es
weitergeht, war unklar.

NEWYORK (dpa/rtr)—DieWeltge-
meinschaft erhöht den Druck auf den
Iran — doch dessen Führung gibt sich
gelassen und will am umstrittenen
Atomprogramm festhalten.

„Wir werden wie in früheren Fällen
abwarten, denn sie (die Weltmächte)
werden mit einer neuen Resolution
nichts erreichen“, sagte der oberste
Atom-Unterhändler Ali-Akbar Sale-
hi. „Es gibt mit Sicherheit einige
kluge Leute, die dies verhindern wer-
den“, sagte er mit Blick auf die
Zwangsmaßnahmen. Tags zuvor hat-
ten die fünf ständigen Mitglieder des
UN-Sicherheitsrats und Deutschland
einen Strafkatalog vorgestellt, der
das Land zur Aufgabe oder zumindest
zur internationalen Kontrolle seines
Nuklearprogramms bewegen soll.
Der von US-Außenministerin Hil-

lary Clinton präsentierte Resolutions-
entwurf droht dem Iran, die Auslands-
konten der mächtigen Revolutions-
garde einfrieren zu lassen, wenn sich
das Land nicht internationalen
Beschlüssen fügt. Zudem soll es Reise-
beschränkungen für die Funktionäre
geben. Konventionelle Waffen sollen
einem strengeren Importverbot unter-
liegen.
Die USA bekräftigten, das zwi-

schen dem Iran, der Türkei und Brasi-
lien ausgehandelte Abkommen zum
Uran-Austausch räume den Verdacht
nicht aus. Das Abkommen sieht vor,
dass Iran schwach angereichertes
Uran in die Türkei bringt und im
Gegenzug Brennstäbe für einen For-
schungsreaktor erhält.

KABUL (dpa) — Einen Tag nach
dem verheerenden Selbstmordan-
schlag mit 18 Toten in Kabul haben
radikal-islamische Aufständische die
größte US-Basis in Afghanistan an-
gegriffen.

„Fast ein Dutzend“ Aufständische
seien bei den Gefechten am Stütz-
punkt Bagram rund 75 Kilometer
nördlich der Hauptstadt Kabul getö-
tet worden, teilte das US-Militär mit.
Ein amerikanischer Vertragsarbeiter
sei ebenfalls ums Leben gekommen.

Neun Soldaten seien verletzt worden.
Vier der getöteten Aufständischen

wollten sich mit ihren Dynamitladun-
gen selbst in die Luft sprengen, teilten
die Streitkräftemit. Die Angreifer hät-
ten auchGranaten und Raketen einge-
setzt. Ein Gebäude auf der Basis sei
leicht beschädigt worden.
Die Truppen hätten sofort auf den

Angriff reagiert, sagte ein US-Militär-
sprecher. Erst Ende März hatten Auf-
ständische eine Rakete auf die Basis
abgefeuert — kurz nach einem Besuch
von US-Präsident Barack Obama.

Bangkok in Flammen
Unruhen greifen nun auch auf Thailands Provinz über

BERLIN (dpa)—Gesundheitsminis-
ter Philipp Rösler sieht sich dem Ver-
dacht ausgesetzt, seine Pläne für eine
Kopfpauschale seien gescheitert.

Sein Sprecher wies dies zwar als
haltlose Spekulation zurück. Am Vor-
tag hatte das Ministerium aber die für
heute geplante Sitzung der Regie-
rungskommission für die Gesundheits-

reform abgesagt. Nun sollen die Koali-
tionsspitzen über Röslers Plan bera-
ten — das umstrittene Konzept ist
damit Chefsache. Die FDP trat
Gerüchten entgegen, wonach dieKopf-
pauschale wegen des Spardrucks und
des Verlusts der schwarz-gelbenMehr-
heit im Bundesrat kippe. „Das Projekt
wird durchgezogen“, so Fraktions-
chefin Birgit Homburger.

MOSKAU (apn)— Vor demAbsturz
der polnischen Präsidentenmaschine
bei Smolensk sind nach Angaben von
Ermittlern Passagiere im Cockpit
gewesen.

Eine Schlussfolgerung über die
Ursache des Unglücks am 11. April
zogen sie aber noch nicht. Ein polni-
scher Vertreter in der Ermittlungs-
kommission, Edmund Klich, sagte, es
sei noch unklar, ob die vom Stimmen-
rekorder aufgezeichneten Äußerun-
gen von Nicht-Besatzungsmitgliedern

die Piloten dazu veranlassten, trotz
Warnungen wegen schlechten Wetters
und schlechter Sichtverhältnisse den
Landeanflug fortzusetzen.
Ein russischer Ermittler, Alexej

Morosow, sagte, die Besatzung sei erst
wenige Tage vor Kaczynskis Flug zu
Gedenkfeierlichkeiten nach Katyn
zusammengestellt und nicht für kriti-
sche Situationen eingewiesen worden.
Bei dem Absturz kamen der polni-

sche Staatspräsident Lech Kaczynski,
seine Frau und 94 weitere Insassen
ums Leben.

HAMBURG (apn) — Der Suchma-
schinengigant Google ist wegen seiner
umstrittenen Datensammlungen jetzt
auch in den Fokus der Staatsanwalt-
schaft geraten.

Wegen des Verdachts des Abfan-
gens von Daten beim Straßenfoto-
Dienst Street View hat die Behörde
ein Ermittlungsverfahren gegen unbe-

kannteMitarbeiter der Firma eingelei-
tet, bestätigte der Hamburger Ober-
staatsanwalt Wilhelm Möller. Der
Datenabgriff sei im Zusammenhang
mit Street View über offene WLAN-
Netze erfolgt. Die Staatsanwaltschaft
prüft jetzt, wie belastbar die Vor-
würfe sind. „Es wird vor allem zu klä-
ren sein, ob das Delikt vorsätzlich
begangen worden ist“, sagte Möllers.

Google hat sich dafür entschuldigt,
dass in den vergangenen vier Jahren
weltweit persönliche Daten aus offe-
nen WLAN-Netzen gesammelt wur-
den. Auf das Problem sei man erst
durch das deutsche Verbraucher-
schutzministerium aufmerksam ge-
worden. „Uns ist klar, dass wir
schwer versagt haben“, sagte Alan
Eustace, einer der Cheftechniker.

Irans Führung
schaltet auf stur
Teheran gibt sich unbeein-
druckt von Sanktionsdrohung

Angriff auf größte US-Basis
Aufständische in Afghanistan demonstrieren ihre neue Stärke

Teilweise meterhohe Barrikaden aus Bambus und Reifen hatten Demonstranten in
Brand gesetzt. Doch die Armee stürmte die Rothemden-Bastion dennoch. F.: AP

Staatsanwalt ermittelt gegen Google
Daten aus dem offenen WLAN-Netz gesammelt — Unternehmen entschuldigte sich

Kurz berichtet

Rösler schon gescheitert?
Berlin: Gerüchte über endgültiges Aus für Kopfpauschale

Unbefugte waren im Cockpit
Ermittler legen Erkenntnisse zu Absturz von Polens Präsident vor
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